
men, die es fraglich erscheinen lassen, ob an allen 
Amtsgerichten Justizinspektoren oder -obersekre- 
täre beschäftigt sind, die auch dem schwierigsten 
Geschäft aus den übertragenen Rechtsgebieten ge­
wachsen wären. Daraus ergab sich die folgende 
Dreiteilung:

1. Geschäfte, die von vornherein der Erledigung 
durch den Richter Vorbehalten sind. Hierher ge­
hören neben der gesamten Spruchtätigkeit, dem ge­
samten Strafprozeß und den einzelnen nicht über­
tragenen anderen Rechtsgebieten, wie z. B. dem Kon­
kursverfahren, aus den übertragenen Rechtsgebieten 
die besonders ausgenommenen schwierigsten oder 
schwerstwiegenden Geschäfte; als Beispiele seien 
genannt die Wahrnehmung des Zwangsversteige­
rungstermins und die Anordnung der Fürsorge­
erziehung. Ein nicht übertragenes Geschäft kann 
nicht vom Rechtspfleger wahrgenommen werden; 
falls es aber doch geschieht, so wäre es nach all­
gemeinen Gesichtspunkten nichtig.

2. Geschäfte, die zu den übertragenen Rechts­
gebieten gehören und daher grundsätzlich mit über­
tragen sind, die jedoch der Rechtspfleger dem Rich­
ter vorzulegen hat. Die durch die Vorlegung wieder­
hergestellte Zuständigkeit des Richters für solche 
Geschäfte unterscheidet sich in zweifacher Beziehung 
von der richterlichen Zuständigkeit in den Fällen 
der ersten Kategorie: einmal handelt es sich um 
keine ausschließliche Zuständigkeit, d. h. der Richter 
kann die Sache in jeder Lage des Verfahrens an 
den Rechtspfleger zur weiteren Bearbeitung zurück­
geben, inbesondere wenn die die Vorlagepflicht be­
gründende Schwierigkeit beseitigt ist; er kann sich 
auch darauf beschränken, dem Rechtspfleger bin­
dende Richtlinien für die Handhabung des in Frage 
stehenden Geschäftes zu geben. Sodann ist ein Ge­
schäft, das der Rechtspfleger unter Verletzung der 
Vorlagepflicht selbst wahrgenommen hat, in Über­
einstimmung mit der allgemeinen Gesetzestechnik 
in entsprechenden Fällen nicht nichtig; es kann 
lediglich die Beschwerde mit der Verletzung der 
Vorlagepflicht begründet werden.

In diese Kategorie gehören im allgemeinen die­
jenigen Geschäfte, deren Schwierigkeit in rechtlicher 
oder tatsächlicher Beziehung über das Normalmaß hin­
ausgeht, bei den Vormundschafts- und Nachlaßsachen 
auch solche, die einen schweren Eingriff in das Fa­
milienleben oder besondere wirtschaftliche Bedeutung 
in sich schließen. Die Verordnung erfaßt den Kreis 
dieser Geschäfte dadurch, daß sie einmal eine Zahl 
allgemeiner Tatbestände aufstellt, die die Vorlage­
pflicht begründen ( § 3 ) ,  sodann aber im speziellen 
Teil für gewisse, einzeln aufgeführte Geschäfte eine 
Rechtsvermutung der Schwierigkeit ohne Rücksicht 
auf den konkreten Einzelfall schafft. Daneben wird 
es im Hinblick auf das besondere Vertrauensverhält­
nis, das vor allem bei kleineren Amtsgerichten 
zwischen Rechtssuchenden und Richtern bestehen 
mag, in familien- und erbrechtlichen Fällen dem 
Antrag eines Beteiligten überlassen, die Zuständig­
keit des Richters herbeizuführen.

3. Alle übrigen Geschäfte, für die die Zuständig­
keit des Rechtspflegers bedingungslos geschaffen ist.

m.
Soweit die Verordnung in einzelnen Punkten vom 

bisherigen Rechtszustand abweicht, ist dabei folgen­
des hervorzuheben:

Im § 1 ist an Stelle der einfacheren Bezeichnung 
„richterliche Geschäfte“ die etwas umständlichere 
Fassung „Geschäfte, die durch die Gesetze dem Rich­
ter zugewiesen sind“ gewählt worden, weil es nicht 
im Rahmen dieses Gesetzes liegt, die theoretische 
Streitfrage zu entscheiden, inwieweit alle diese Ver­

richtungen nun auch wirklich richterliche Handlun­
gen im engeren Sinnne, d. h. durch die richterliche 
Unabhängigkeit gedeckt sind; eine derartige Ent­
scheidung war schon im Hinblick auf die im § 3 
Abs. 2 für gewisse Fälle statuierte Gebundenheit des 
Rechtspflegers an Anweisungen des Richters nicht 
am Platze.

§ 3 enthält die oben erwähnten allgemeinen Tat­
bestände für die Vorlagepflicht. Buchstabe a erfaßt 
die im weiteren Text der Verordnung erscheinenden 
Einzelfälle, in denen eine Vermutung für die Schwie­
rigkeit begründet wird. Buchstabe b enthält die 
eigentliche Generalklausel. Sie ist elastischer gestal­
tet, als nach dem bisherigen Rechtszustand, indem 
sie mit den Worten „solche Schwierigkeiten, daß die 
Vorlegung erforderlich erscheint“ auf die unvermeid­
lichen Verschiedenheiten im Niveau der einzelnen 
Rechtspfleger Rücksicht nimmt: wo ein alter er­
fahrener Rechtspfleger keine Schwierigkeiten hat, 
mag einer unerfahrenen jüngeren Kraft die Vor­
legung sehr wohl erforderlich erscheinen. Buch­
stabe c schafft eine Vermutung der Schwierigkeit 
für die Anwendung ausländischen Rechts, wobei die 
Fassung der Bestimmung auch die Entscheidung der 
Vorfrage deckt, ob deutsches oder ausländisches 
Recht zur Anwendung zu kommen hat; Kenntnis 
des internationalen Privatrechts wird also beim 
Rechtspfleger nicht vorausgesetzt.

§ 4 gibt in Abweichung vom bisherigen Rechts­
zustand dem Rechtspfleger nunmehr auch die Be­
fugnis, innerhalb seines Geschäftsbereiches Eide ab­
zunehmen und Ordnungsstrafen zu verhängen, eine 
konsequente Durchführung des oben gekennzeich­
neten Grundgedankens der Verordnung.

§ 9 enthält das Korrelat zu der Vorlegungspflicht 
des Rechtspflegers, indem er die Befugnis des Rich­
ters statuiert, von sich aus ein vorlegungspflichtiges 
Geschäft an sich zu ziehen (Abs. 1 Ziff. 2). Außer­
dem aber gibt diese Vorschrift in Abs. 1 Ziff. 1 die 
Rechtsgrundlage dafür, daß Geschäfte, die an sich 
dem Rechtspfleger übertragen sind, an solchen Ge­
richten, an denen überhaupt kein geeigneter Rechts­
pfleger vorhanden ist, wie bisher vom Amtsrichter 
wahrgenommen werden können. Auch das ist also 
ein dem Grundgedanken des Gesetzes an sich zu­
widerlaufendes Zugeständnis an die Not der Zeit.

§ 10, der den Rechtsmittelzug regelt, verkörpert 
die oben erwähnte grundsätzliche Neuerung dahin, 
daß der Rechtspfleger als selbständige Instanz be­
handelt wird. Zu dieser Regelung führten nicht nur 
Erwägungen grundsätzlicher Natur, die auf eine Er­
weiterung und Verselbständigung der Stellung des 
Rechtspflegers hinausliefen, sondern auch Erwägun­
gen praktischer Art, die eine Rationalisierung des 
Verfahrens bezweckten. Nach dem bisherigen 
Rechtszustand war gegen jede Entscheidung des 
Rechtspflegers die formlose Einwendung gegeben, 
die zu einer Entscheidung des Richters führte und 
gegen diese richterliche Entscheidung war dann die 
Beschwerde und eventuell die weitere Beschwerde 
zulässig. Die Beteiligten hatten also, wenn auch 
nicht dem Namen, so doch der Sache nach durch 
die bisherige Entlastungsgesetzgebung eine zusätz­
liche Instanz gegenüber dem Zustand' in der Zeit 
vor 1921 erhalten und damit war — zum mindesten, 
soweit der Rechtsmittelzug in Frage steht, — eine 
Mehrbelastung des Justizapparates als Ganzen, an­
statt einer Entlastung eingetreten. Daß sich die 
Justiz aber heute nicht mehr den Luxus von vier 
Instanzen gestatten kann, bedarf keiner Erörterung, 
besonders nicht bei einem Rechtsmittel, das an keine 
Beschwerdesumme gebunden ist und bei dem daher 
jede Bagatellsache unter Umständen bis zum OLG 
gehen kann, und ganz besonders nicht bei der Be­
schwerde der freiwilligen Gerichtsbarkeit, die in der
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